
des Betriebes ist jedoch kein 
organisatorisch-administrativer 
Akt, sondern macht eine Reihe 
von Voraussetzungen erforder­
lich. Zunächst müssen dafür 
die ökonomischen und recht­
lichen Bedingungen hergestellt 
werden. Diese Bedingungen 
wurden auf dem Parteitag be­
gründet und in der Parteitags­
vorbereitung in der „Verord­
nung über die Aufgaben, 
Rechte und Pflichten des volks­
eigenen Produktionsbetriebes4* 
vom 9. Februar 1967 formu­
liert. Zu den ökonomischen Be­
dingungen gehören jene Vor­
aussetzungen, die notwendig 
sind, damit die Eigenverant­
wortung auch voll wahrgenom­
men werden kann. Der Betrieb 
als sozialistischer Warenprodu­
zent trägt die volle Verantwor­
tung für den gesamten Repro­
duktionsprozeß — angefangen 
von der Ausarbeitung einer 
wissenschaftlich begründeten 
Prognose, der Konzeptionen 
zur komplexen sozialistischen 
Rationalisierung, der wissen­
schaftlich-technischen Konzep­
tion seiner Haupterzeugnisse, 
der Entwicklung der Kosten, 
der ökonomischen Beziehungen 
zu den anderen Warenprodu­
zenten und den Banken, der 
Entwicklung der Kader, der 
sozialen und kulturellen Maß­
nahmen usw.
Es versteht sich, daß die Eigen­
verantwortung der Betriebe 
auch die Eigenerwirtschaftung 
der Mittel für Investitionen 
u. a einschließt. „Der Betrieb 
besitzt grundsätzlich keinen 
Anspruch auf Zuführung an 
Mitteln aus dem Staatshaus­
halt. Er organisiert seine Wirt­
schaftstätigkeit auf der Grund­
lage des Planes nach dem 
Prinzip der Eigenerwirtschaf­
tung . . h e i ß t  es in der er­
wähnten Verordnung.

Der Übergang zur Eigenverant­
wortlichkeit der sozialistischen 
Betriebe macht aber nicht nur 
ökonomische und rechtliche 
Maßnahmen erforderlich. Eine 
völlig neue Arbeits- und Denk­
weise ist notwendig. Jeder Be­
trieb muß selbst Klarheit über 
die künftige Entwicklung in 
seinem Bereich besitzen — an­
gefangen von der prognosti­
schen Einschätzung der Wissen­
schaft und Technik, der Er­
zeugnisstruktur, der Kosten, 
des Binnen- und Außenmark­
tes usw. usf. Nicht die staat­
lichen Organe übergeben ihm 
den Planvorschlag, sondern er 
hat ihn selbst auszuarbeiten. 
Für die Folgen der Arbeit — 
positive und negative — hat der 
Betrieb selbst die Verantwor­
tung zu tragen. Das wirtschaft­
liche, insbesondere das kosten­
bezogene Denken muß also ein 
neues Niveau erreichen. Jede 
Maßnahme erfordert einen 
gründlichen Kosten-Nutzen- 
Vergleich.

Eine solche neue Arbeitsweise 
erfordert, daß an der Ausarbei­
tung der Prognose und aller 
anderen wichtigen ökonomi­
schen Aufgaben der Betriebe 
die Werktätigen von Anfang 
an voll beteiligt werden. Es ist 
zu beachten, daß in der „Ver­
ordnung über die Aufgaben, 
Rechte und Pflichten des volks­
eigenen Produktionsbetriebes“ 
bindende Festlegungen über 
die Aufgaben und Rechte der 
Produktionskomitees, der Pro­
duktionsberatungen, der Ge­
werkschaften usw. getroffen 
werden. Dabei geht es freilich 
nicht nur um diese Organe 
oder Einrichtungen, sondern 
um die Durchsetzung solcher 
Leitungsmethoden, die von 
vornherein auf die Einbezie­

hungen der Werktätigen ge­
richtet sind. Soziologische Un­
tersuchungen zeigen, daß in 
zahlreichen Betrieben viele 
Arbeiter und Angestellte noch 
nicht über die Perspektive 
ihres Betriebes bzw. ihrer Be­
triebsabteilung Bescheid wis­
sen, daß sie den Weltstand in 
der Qualität, den Kosten usw. 
nicht kennen. Das ist eine Be­
schränkung der sozialistischen 
Demokratie und daraus fol­
gend der Aktivität der Werk­
tätigen. Kein kluger Leiter 
wird eine solche Lage zu­
lassen.

Aus der Eigenverantwortlich­
keit der Betriebe und der Ent­
wicklung der sozialistischen 
Demokratie ergibt sich auch die 
neue, höhere Verantwortung 
der Grundorganisationen der 
Partei. Vor allem von ihrer 
ideologisch-politischen Tätig­
keit hängt es ab, wie schnell 
diese neue Denkweise und die 
neue Form der Leitung als Be­
dingung für die praktische 
Durchsetzung der Eigenverant­
wortlichkeit des Betriebes her­
beigeführt wird. Genosse 
Honecker sagte dazu: „Das sich 
im Ergebnis der politischen Ar­
beit ständig festigende ökono­
mische Denken und sich daraus 
entwickelnde Staatsbewußtsein 
ist eine bedeutende ideelle 
Kraft, durch die wir große und 
komplizierte Aufgaben bei der 
Verwirklichung der Beschlüsse 
des VII. Parteitages meistern 
werden. Es wäre ein Irrtum 
anzunehmen, die großen wirt­
schaftlichen Aufgaben seien 
allein durch Anwendung öko­
nomischer Hebel lösbar. Die 
richtige Kombination morali­
schen und materiellen Anreizes 
ist entscheidend für die politi­
sche und ökonomische Lei­
tungstätigkeit.“
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